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Beispiel ist der Nukleardeal mit dem Iran. Das Ziel war 
eigentlich, unter UN-Ägide ein Abkommen zu schaffen. 
Dann sind Partner aus der EU zusammen mit Russland 
und den USA vorangeschritten und haben ein Abkom-
men geschlossen; das ist eine der größten Errungen-
schaften der EU-Außenpolitik. Jetzt gilt es, genau diese 
Idee auf die deutlich schwierigere Situation in Syrien – 
es handelt sich hier um einen sieben Jahre andauernden 
heißen Krieg – und die politische Lösung des dortigen 
Konflikts zu übertragen. Wir werden als Deutsche eine 
Vermittlungsrolle nur dann einnehmen und unsere Ge-
sprächskanäle zu Russland, die vielleicht besser sind als 
diejenigen anderer europäischer Staaten, nur dann nutzen 
können, wenn wir es gemeinsam mit den europäischen 
Partnern tun. Genau dies macht Heiko Maas. Dafür hat 
er unsere volle Unterstützung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Norbert Röttgen für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich möchte versuchen, nach vorne zu schau-
en, und kurze Anmerkungen zu unserer Verantwortung, 
unseren Interessen und unserem Handeln in der Sache 
Syrien sowie im Mittleren Osten machen. In der Ausei-
nandersetzung mit dem Islam wird zunehmend betont, 
dass wir ein christlich-abendländisch geprägtes Land 
sind. Ich teile diese Sichtweise, kritisiere aber, dass aus 
dieser Feststellung oft nur sehr selektive Konsequenzen 
gezogen werden. Diese Identität hat nämlich umfassen-
de Konsequenzen. Für den Fall Syrien bedeutet das, dass 
wir immer dann, wenn Menschen Opfer von Terror, Un-
terdrückung sowie von Staats- und Kriegsverbrechen 
werden, nicht gleichgültig bleiben dürfen. Es geht uns an, 
auch wenn es nicht in unserem Land geschieht. Deshalb 
haben wir die Pflicht, uns dort zu engagieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zu unseren Interessen. Das, was die Welt in den letz-
ten Jahren, also in einem kurzen Zeitraum, so verändert 
hat, ist, dass die Konflikte, der Hass und die Kriege des 
Mittleren Ostens nicht mehr in der Region bleiben, son-
dern dass die Flammen zu uns schlagen und dass die 
Menschen, die vor diesen Flammen fliehen, zu uns ge-
kommen sind. Das, was wir als Flüchtlingskrise bezeich-
nen, macht deutlich, dass wir Europäer die Stabilität und 
die Sicherheit unserer Gesellschaften und Länder nicht 
mehr von den Konflikten und Kriegen im Mittleren Os-
ten trennen können. Es liegt in unserem Interesse, uns zu 
engagieren. Nichtengagement ist nichts anderes als eine 
Verletzung unserer eigenen Interessen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man das berücksichtigt, dann muss man kurz 
bilanzieren – Selbstkritik schadet nicht, wenn der Staat 
etwas besser machen will  –: Wenn das unsere Verant-
wortung und unsere Interessenlage ist, dann muss man 
sagen, dass sieben Jahre Krieg mit 500 000 Toten in un-
serer unmittelbaren geografischen Nachbarschaft ein be-
schämendes Ergebnis westlicher, europäischer und auch 
deutscher Politik sind; das muss man feststellen. Wir sind 
unserer Verantwortung und unseren Interessen nicht ge-
recht geworden. Das muss sich jetzt ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will zwei Aspekte betonen, die nach meiner Auf-
fassung in dieser Debatte wichtig sind. Das eine ist der 
völkerrechtliche Aspekt einschließlich der militärischen 
Aktionen. Das andere sind die politischen Maßnahmen, 
die nun folgen müssen. Ich möchte mich vor allen Din-
gen an die Fraktion der Grünen wenden. Ihre Position 
besagt, dass das Völkerrecht in dem Fall, dass ein Staat 
zum Verbrecher wird und gegen das eigene Volk syste-
matisch vorgeht, außer Kraft gesetzt wird, wenn eine 
Vetomacht des UN-Sicherheitsrates  – in diesem Fall 
Russland – die Rolle einer Schutzmacht annimmt und ein 
Veto einlegt in dem Bemühen, den Verbrechen entgegen-
zutreten. Sie sagen, dann gebe es keine Legitimierung, 
dieser Gewaltanwendung entgegenzutreten. Wenn dies 
Ihre Rechtsauffassung ist, dann ist das Ergebnis, dass das 
Völkerrecht am Ende der rechtlichen Absicherung von 
Staatsverbrechen dient. Das kann nicht richtig sein. Die 
völkerrechtliche Debatte ist weiter vorangeschritten, als 
es Ihre Positionierung glauben machen will.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Röttgen, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung der Kollegin Keul?

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU): 
Bitte.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank für die Zulassung der Zwischenfrage. – 

Herr Röttgen, ich hätte Sie sowieso gerne noch etwas 
zum Völkerrecht gefragt; denn Sie haben sich dazu häu-
fig – auch aus unserer Sicht zutreffend – geäußert. So-
wohl im Hinblick auf den Einmarsch in Afrin als auch in 
dieser Sache sind wir uns völlig einig, dass das Völker-
recht nicht außer Kraft gesetzt werden kann. Wir haben 
nur ein Völkerrecht, und wenn wir dieses Völkerrecht 
aufgeben, öffnen wir eine Büchse der Pandora, die wir 
nicht wieder zukriegen. Deswegen ist es natürlich wich-
tig, dass wir die UN-Charta ernst nehmen und die UNO 
stärken. Ich glaube, da haben Sie etwas falsch verstanden 
in Bezug auf unsere Positionierung.

Ich möchte Sie etwas zu den mich etwas irritierenden 
Ausführungen Ihres Kollegen Schmidt fragen, der hier 
vorhin suggeriert hat, auf das Völkerrecht komme es im 
Zweifelsfall doch gar nicht an, wenn man endlich einmal 

Dr. Nils Schmid 
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handeln müsse; schließlich sei das hier kein Amtsgericht, 
und deswegen komme es auf Rechtsvorschriften und Be-
weise und so etwas doch wohl nicht an. Das hat mich 
sehr irritiert; denn die Umsetzung dieser Position wäre 
die Aufgabe des Völkerrechtes als solches. Das kann 
doch wohl nicht sein. Was sagen Sie zu diesen Ausfüh-
rungen Ihres Kollegen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der AfD und der LIN-
KEN)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU): 
Ich sage gern etwas zur völkerrechtlichen Situation, 

und ich sage gern etwas zu der völkerrechtlichen Positi-
on, die Sie vertreten haben.

Zunächst einmal nehme ich Ihre Frage zum Anlass, 
präziser zu formulieren: Das Völkerrecht tritt nach Ih-
rer Position nicht außer Kraft; aber es ist unwirksam. 
Sie erklären die Maßnahmen von Staaten, die sich im 
Sinne des humanitären Völkerrechts und des Kriegsvöl-
kerrechts gegen einen staatlichen Verbrecher wenden, 
für völkerrechtswidrig. Das ist Ihre Position; das ist die 
Position, die hier mehrfach vorgetragen worden ist: dass 
diejenigen, die einem Staatsverbrecher – gegen das Veto 
der Schutzmacht des Verbrechers – entgegentreten, völ-
kerrechtswidrig handeln. Das ist Ihre Position.

Die Umsetzung der Position, zu der Sie kommen, 
führt am Ende dazu, dass das Völkerrecht im Ergebnis zu 
einer rechtlichen Absicherung der Verbrechen von Herrn 
Assad wird. Das ist das Ergebnis der Umsetzung Ihrer 
Position.

(Widerspruch beim BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN  – Tobias Pflüger [DIE LINKE]: 
Quatsch!)

– Doch, es ist so. Sie schütteln jetzt den Kopf, Frau Keul, 
zutreffend, weil Sie merken: Das kann ja nicht sein.  – 
Das stimmt: Das kann nicht sein. Und weil das nicht sein 
kann, ist es seit dem Genozid in Ruanda, seit Kosovo 
auch nicht mehr der Stand der völkerrechtlichen Diskus-
sion. Sie sind sozusagen von der Zeit überholt.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie kann denn Recht von der Zeit 
überholt werden?)

Man hat erkannt: Man kann diesen Konflikt zwischen 
dem humanitären Völkerrecht, dem Kriegsvölkerrecht 
und der Organisation des Völkerrechts, nämlich dem 
Vetorecht von Siegermächten des Zweiten Weltkriegs, 
nicht so auflösen, dass man sagt: Die Vetomacht be-
stimmt das Recht. – Darum ist Ihre Position nicht mehr 
auf dem aktuellen völkerrechtlichen Stand. Die CDU/
CSU-Fraktion mit ihren Rednern Dr.  Wadephul und 
Christian Schmidt hat recht, dass diese Aktion der USA, 
Frankreichs und Großbritanniens in Übereinstimmung 
mit den völkerrechtlichen Prinzipien, die sich herausge-
bildet haben, geführt worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU – Tobias Pflüger 
[DIE LINKE]: Ist doch völliger Blödsinn!)

Das wollte ich zu diesem Punkt sagen.

Ich glaube übrigens, dass die Art und Weise, wie die-
ser Militärschlag durchgeführt wurde – gezielt und be-
grenzt – zur Weiterentwicklung des Völkerrechts beitra-
gen wird.

Ich will meinen letzten und entscheidenden Punkt 
ansprechen. Militärschlag hin oder her, egal ob man ihn 
für richtig oder falsch oder angemessen oder völker-
rechtwidrig hält: Wenn es dabei bliebe, dann wäre nichts 
gewonnen, dann hätten wir wieder sozusagen einen Em-
pörungszyklus gehabt, und am Ende wären wir wieder 
bei dem, was wir sieben Jahre hatten: Gleichgültigkeit, 
Desinteresse und fehlendes Engagement. 

Darum ist jetzt unsere eigentliche Verantwortung, 
auch die Deutschlands, Europas  – der Bundesaußen-
minister hat sich so geäußert, und das finde ich gut und 
richtig –, dass wir jetzt dafür sorgen, dass wir uns in der 
Pflicht sehen, dass Syrien und der Mittlere Osten von der 
Tagesordnung der internationalen Politik nicht mehr ver-
schwinden. Das ist auch unsere Verantwortung, und dafür 
müssen wir etwas tun. Das stellt sich nicht von selber ein. 

Dafür brauchen wir  – Kollege Wadephul hat es ge-
sagt  – europäische Solidarität; dafür brauchen wir den 
Westen. Dafür brauchen wir keine deutsche Sonderrolle. 
Wo sind wir denn eigentlich, dass wir uns einbilden, auf 
einmal, nur weil wir als Deutsche auftreten, alles auflö-
sen zu können? Nein, wir brauchen eine klare Positionie-
rung, wo wir stehen, wo wir politisch stehen, zu welchen 
Werten wir stehen – und das sind die europäisch-abend-
ländischen Werte, die wir jetzt wirksam werden lassen 
müssen. Darum müssen Frankreich, Großbritannien, 
Deutschland und die EU zusammenkommen und sich 
verpflichten. Wir müssen die USA ins Boot nehmen. Wir 
können Kritik an Trump äußern – völlig zu Recht –; aber 
die USA sind nicht ersetzbar, und darum müssen wir eine 
Gruppe des Westens bilden, die sich selber verpflichtet, 
einen politischen Prozess zu initiieren. Davon dürfen wir 
nicht mehr abgehen. Dann müssen wir ausgreifen. Wir 
müssen natürlich mit Russland reden. Wir müssen mit 
Iran reden. Wir müssen mit der Türkei reden. Wir müssen 
als Westen, als Teil des Westens – es geht nicht um eine 
Sonderrolle –, gemeinsam politische Lösungen erzwin-
gen und dürfen nicht mehr davon abgehen.

Es stimmt: Ohne Russland wird es keine Lösung ge-
ben. Aber es stimmt noch viel mehr: Wenn der Westen 
nicht anfängt, politische Lösungen zu wollen und durch-
zusetzen, dann wird es keine politischen Lösungen ge-
ben, sondern dann wird es eine Fortsetzung von Krieg, 
Verbrechen und Leid geben, und das dürfen wir nicht 
zulassen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Bevor wir in der Debatte fortfahren, werde ich das 

Wort zu zwei Kurzinterventionen erteilen, und danach 
hat der Kollege Röttgen, wenn er das mag, die Möglich-
keit, auf beide zu reagieren.

Als Erstes hat der Kollege Nouripour das Wort.

Katja Keul
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Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin.  – Herr Kollege 

Röttgen, Sie haben gerade sinngemäß ausgeführt, wir 
Grüne würden sagen, die Regeln des Völkerrechts wür-
den gebrochen – und das in einer Situation, in der eine 
Veränderung der Regeln Syrien betreffend wegen der 
Blockade Russlands im Sicherheitsrat nicht zu erreichen 
sei; deshalb würden wir die Regeln, die gebrochen wer-
den, sozusagen dafür zuständig machen, dass zum Bei-
spiel Chemiewaffen eingesetzt werden. Das ist, ehrlich 
gesagt, ziemlich absurd.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Hat er nicht gesagt!)

Aber ich will auf eines hinweisen: Es ist extrem miss-
lich, dass der Sicherheitsrat blockiert ist. Das teilen wir 
alle. Es wäre zu wünschen, dass wir dort zu Lösungen 
kämen, die auch tragen. – Im Übrigen möchte ich darauf 
hinweisen, dass der Sicherheitsrat mindestens vier Reso-
lutionen beschlossen hat, mit der Stimme Russlands, die 
am Ende nicht umgesetzt worden sind. Daran muss man 
auch Russland immer wieder erinnern.

Fakt ist also, dass der Sicherheitsrat blockiert ist. Fakt 
ist, dass die Schutzverantwortung, zu der Sie gerade ge-
sprochen haben, im Kern immer wieder darauf rekurriert, 
dass eine Souveränitätsverletzung eines Landes durch die 
Staatengemeinschaft nur dann zu rechtfertigen ist, wenn 
das durch den Sicherheitsrat beschlossen wird. Aber Fakt 
ist auch: Für die Situation, dass das nicht funktioniert, 
gibt es eine Resolution vom 3.  November 1950  – von 
den USA eingebracht, dann beschlossen –; die nennt sich 
„Uniting for Peace“. Es geht darum, dass genau in der Si-
tuation, in der der Sicherheitsrat nicht mehr handlungsfä-
hig ist, die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
beispielsweise beschließt, dass die Schutzverantwortung 
nun zu greifen hat. 

Aus unserer Sicht hätte die Bundesregierung die Auf-
gabe, die Generalversammlung endlich in dieser Sache 
anzurufen. Das ist das, was wir wollen. Es geht nicht da-
rum, dass wir jetzt das Völkerrecht verbiegen, wie wir 
wollen. Es geht nicht darum, dass wir Double Standards 
schaffen, die dann am Ende von Russland beispielsweise 
auf der Krim gegen uns verwendet werden. Aber es geht 
darum, dass es Wege gäbe, völkerrechtliche Legitimität 
zu schaffen. Bitte, bitte helfen Sie uns, die Bundesregie-
rung zu überzeugen, dass dieser Weg auch endlich ge-
gangen wird.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Zu einer weiteren Kurzintervention erhält Tobias 

Pflüger das Wort.

Tobias Pflüger (DIE LINKE): 
Kollege Röttgen, wir haben gerade sehr interessante 

Ausführungen zum Völkerrecht von Ihnen gehört. Ich 
glaube, man kann sich in der Literatur und in der allge-
meinen Debatte darüber erkundigen. Das, was Sie hier 
erzählt haben, ist dann doch eine sehr breite, sehr weite 
und abenteuerliche Interpretation. Ich will das mal sehr 
deutlich beschreiben.

Zur Begründung sagen Sie: Es hat ein Giftgasangriff 
stattgefunden. – Da muss man schon mal korrigieren: ein 
mutmaßlicher Giftgasangriff. Es ist so, dass diejenigen, 
die das untersuchen sollen, nämlich die OPCW, auf dem 
Weg waren.

Dann erfolgte ein Angriff von drei Staaten, nämlich 
von den USA, Frankreich und Großbritannien. Dieser 
Angriff ist in der Form, wie er stattgefunden hat, völker-
rechtswidrig. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Falsch!)

Die Bundeskanzlerin sagt, er sei angemessen gewesen, 
er sei erforderlich gewesen; das sei etwas gewesen, wo 
Verantwortung übernommen worden sei.

Ich kann Ihnen klipp und klar sagen: Es war weder 
angemessen noch erforderlich, noch wurde damit Ver-
antwortung übernommen. Es war unverantwortlich, weil 
damit eine weitere Eskalation möglich war. Wir können 
froh sein, dass offensichtlich die sogenannte kleine Va-
riante gewählt wurde. Was Donald Trump angekündigt 
hatte, war eine große Variante. Er hatte, Russland direkt 
gedroht.

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen: Bitte verdrehen 
Sie hier nicht das Völkerrecht! Da gibt es eindeutige Re-
gelungen, und die besagen, dass dieser Angriff, den die 
USA, Frankreich und Großbritannien hier durchgeführt 
haben, völkerrechtswidrig war. Wir sagen auch deshalb 
Nein zu diesem völkerrechtswidrigen Angriff.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Röttgen, Sie haben das Wort zur Erwiderung.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU): 
Ich will kurz antworten – ich habe meine Positionen ja 

dargestellt; wir sollten es vielleicht bei anderer Gelegen-
heit fortsetzen –, 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein anderes The-
ma!)

wie man mit dem Dilemma umgeht, wenn die Staats-
macht entweder völlig ausfällt oder sich gegen die Bür-
ger wendet und eine Schutzmacht im UN-Sicherheitsrat 
auftritt. 

Zu sagen, dann können wir entweder gar nichts tun 
oder brauchen eine Debatte in der Generalversammlung, 
ist, glaube ich, kein effektiver Schutz des humanitären 
Rechts, kein effektiver Schutz der Opfer der Verbrechen, 
die hier stattfinden. Darum habe ich meine Position vor-
getragen, von der ich glaube, dass sie sich aus den Erfah-
rungen der Genozide, der Völkermorde, die wir gesehen 
haben, entwickelt hat. 

Ich glaube, dass dieser Angriff – und zwar auch nur 
dadurch, wie er stattgefunden hat –, wenn irgendwie ge-
schossen worden wäre, nicht zu rechtfertigen gewesen 
wäre. Es war gerade die Absicht derjenigen, die sich 
beteiligt haben, durch die gezielte und begrenzte Maß-
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nahme zur rechtlichen Legalität und Legitimierung bei-
zutragen.

Einen zweiten Gesichtspunkt möchte ich kurz aufwer-
fen, weil ja gesagt wurde  – das habe ich eben verges-
sen –, das sei eine Eskalation, die den politischen Prozess 
schwieriger gemacht habe. Ich bin davon überzeugt, dass 
das Gegenteil wahr sein kann. Durch die Entschlossen-
heit und Einigkeit, die der Westen zuerst im Fall Skripal 
und jetzt im Fall Syrien gezeigt hat, sind die Möglich-
keiten, zu politischen Lösungen zu kommen, aus meiner 
Sicht gewachsen. 

Wir sehen übrigens auf der russischen Seite überhaupt 
kein Eskalationsverhalten. Und jetzt ist deutlich gemacht 
worden: Der Westen nimmt sich dieses Verhaltens an, 
und es ist aus diesem Verhalten – dem militärischen Ver-
halten – auch unsere Selbstpflicht erwachsen, nun auch 
zu politischen Lösungen zu kommen. Ich glaube, wenn 
wir jetzt der Verantwortung gerecht werden, am Tag da-
nach nicht mehr nichts zu tun, sondern zu Diplomatie 
und Politik zu kommen, ist das am Ende etwas, was deut-
lich gemacht hat: Der Westen hört auf, gleichgültig zu 
sein, und wir fangen mit einem dauerhaften politischen 
Engagement in Syrien, im Mittleren Osten und auch im 
Verhältnis zu Russland an. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Jürgen Hardt für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es war wirklich gut, dass wir diese völkerrechtliche Dis-
kussion geführt haben. Mich haben die Argumente von 
Norbert Röttgen mehr überzeugt. Ich möchte als Schluss-
redner in dieser Debatte auf einige Aspekte eingehen, die 
auch in der öffentlichen Meinung eine Rolle spielen.

Es wird oft gefragt: Welche Beweise gibt es dafür, 
dass vom syrischen Regime Chemiewaffen in Ost-Ghuta 
eingesetzt worden sind? Ich erinnere mich an die vielen 
Diskussionen in den letzten Jahren, die immer dann ge-
führt wurden, wenn wir von Giftgaseinsätzen in Syrien 
gehört hatten. Dabei wurden die Fakten geprüft, die auf 
dem Tisch lagen, und wir haben dann ganz oft Folgendes 
erlebt: Es gab internationale Ermittlungen, zum Beispiel 
durch die Organisation für das Verbot chemischer Waffen 
in Den Haag, und es wurden sehr valide Ergebnisse vor-
gelegt. Aber das Mandat, das für diese Untersuchungen 
erteilt wurde, wurde auf russisches Betreiben so ausge-
legt, dass aus den Beobachtungen nicht die notwendigen 
Schlussfolgerungen gezogen werden durften, wer denn 
der Schuldige sei. Es ist höchst perfide, wenn dann be-
hauptet wird, es gäbe ja gar keine offizielle UN-Feststel-
lung von Tätern  – wenn man vorher bereits durch die 
Formulierung des Mandats für die Untersuchung aus-
schließt, dass es zu einer solchen Feststellung kommen 
kann. Das war bei dem ersten großen Giftgaseinsatz so, 
der dann zu der UN-Resolution geführt hat. Die Indizien, 
woher die Granaten kamen, welche Kaliber sie hatten, 
welche Art von Chemiewaffen eingesetzt wurde, waren 

eindeutig, aber die formale Feststellung erfolgte nicht, 
weil es laut Mandat verboten war. Es ist für mich aber 
trotzdem kein Grund, daran zu zweifeln, dass diese Waf-
fen tatsächlich eingesetzt worden sind.

Es ist im Übrigen eine perfide russische Strategie, 
die auch im Fall Skripal angewendet wird. Es wird jetzt 
behauptet, die Schweizer hätten festgestellt, es seien 
irgendwelche amerikanischen Giftstoffe gewesen, die 
Skripal und seine Tochter vergiftet haben. Das ist eine 
ungeheure Perfidie, weil natürlich derjenige, der das vor-
trägt, nämlich der Außenminister von Russland, Lawrow, 
genau weiß, wie die Chemiewaffenbehörde arbeitet und 
dass sie Proben sehr sorgfältig zur Analyse gibt. Bei die-
sen Proben werden auch Vergleichsproben mitgeliefert, 
die ganz bewusst einen anderen Stoff enthalten, damit 
man hinterher feststellen kann: Hat dieses Institut sau-
ber und sorgfältig gearbeitet? Genau das ist in dem Fall 
bei diesem Schweizer Institut – offiziell ist das geheim, 
aber alle vermuten, welches Institut es ist – so gemacht 
worden. Dann behauptet ein russischer Außenminister, es 
würde genau das Gegenteil der Wahrheit beweisen. 

Deswegen sage ich: Wir müssen uns bei der Bewer-
tung ein Stück weit auf die Faktenlage verlassen. Wir 
müssen uns um Fakten bemühen; aber wir können in ei-
ner solchen Situation natürlich nicht den gerichtsfesten 
Beweis erwarten wie in einem deutschen Gerichtspro-
zess, wo der Staatsanwalt mit all seinen Methoden und 
Möglichkeiten der Durchsuchung, der Anhörung usw. 
usf. eine solidere und validere Beweislage herstellen 
kann. 

Ich finde an diesem Luftschlag vom Samstagmorgen 
richtig, dass er sich gegen die Chemiewaffen gerichtet 
hat, weil ich in erster Linie an die Menschen denke, die 
von diesen Chemiewaffen bedroht und betroffen sind. 
Meine Hoffnung ist, dass es gelungen ist, die Fähigkeit 
Assads, diese Waffen gegen sein Volk einzusetzen, deut-
lich zu minimieren. Wenn das gelungen wäre – wovon 
ich ausgehe –, würde das allein diesen Einsatz rechtferti-
gen in dem Sinne, wie Norbert Röttgen das eben auf der 
Basis unserer Werte vorgetragen hat.

Es wäre gut, wenn das, was wir am Samstag erlebt 
haben, auch noch einen zweiten positiven Effekt hätte, 
nämlich dass wir zu einer neuen Denkweise auf und in 
neue Gespräche mit der russischen Seite über die Situati-
on in Syrien sowie zu einer Wiederaufnahme des Genfer 
Prozesses kommen. Denn: Mein Schreckensszenario von 
Syrien der Zukunft ist, dass dies ein Staat unter der Herr-
schaft von Assad bleibt, in dem Russland seine Militär-
basen hat und in dem der Iran mit seinen regulären Trup-
pen oder zumindest Helfershelfertruppen an die Grenze 
Israels heranrückt. Das wäre im 70. Jahr der Existenz des 
Staates Israel eine ausgesprochen fatale Situation. 

Wir Deutsche haben die Pflicht, uns mit allen diplo-
matischen und politischen Mitteln, die uns zur Verfügung 
stehen, darum zu bemühen, dass eine solche grauenhafte 
Situation nicht entsteht. Ich finde, das sind wir dem Staat 
Israel und unserem eigenen Gewissen mit Blick auf die 
Situation in Syrien schuldig. Deswegen bin ich mit mei-
nem Gewissen wegen dem, was am Samstag geschehen 
ist, im Reinen. Ich setze darauf, dass wir eine neue Dyna-
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